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L Ä N D E R B E R I C H T  

 

Extremismus in Frankreich  

LÄNDERPORTRÄT  

Einleitung 

Gegenwärtig wird Frankreich von drei Seiten von Extremisten herausgefordert. Bei den Prä-

sidentschaftswahlen im Mai 2017 hat es mit Marine Le Pen die Kandidatin des rechtspopulis-

tischen Front National in die Stichwahl geschafft. 33,9 Prozent der Wähler gaben ihr und 

damit ihrem europafeindlichen und staatsinterventionistischen Programm ihre Zustimmung. 

Der linksradikale Kandidat Jean-Luc Mélenchon von „La France Insoumise“ erhielt im 1. 

Wahlgang 19,6 Prozent der Stimmen. Beide Formationen sind in der im Juni 2017 gewähl-

ten Assemblée nationale so stark wie lange nicht mehr vertreten. Für beide hat die Wahl 

von Emmanuel Macron zum Staatspräsidenten und die Schwäche der bislang regierenden 

Parteien „Les Républicains“ und „Parti Socialiste“ zu neuer Stärke geführt. 

Die sich ausbildende Parlamentsgeographie mit der Unterscheidung der politischen Lager 

nach den Richtungen „rechts“ und „links“ verband sich in Frankreich schon in den Anfängen 

der Republik mit der Unterscheidung „extrem“/„gemäßigt“. Schon bald sprach man von 

extrémité gauche und extrémité droite, um die äußersten Flügel des politischen Spektrums 

beim Namen zu nennen. Die französische Gesellschaft reagiert bis in die Gegenwart unter-

schiedlich auf die Flügelparteien von rechts und links. Die Strömungen der (extremen) 

Rechten waren durch das Pétain-Regime  disqualifiziert, die Kommunisten hingegen durch 

die Résistance legitimiert. Eine innere Bedrohung für die Republik wurde von der Öffentlich-

keit daher stets weit mehr in der äußersten Rechten als in der äußersten Linken gesehen.  

Gleichermaßen scheint das Attribut „extrème“ für die so Bezeichneten in Verbindung mit 

„gauche“ eher erträglich zu sein. Nur wenige Parteien am äußersten linken Rand, wie unter 

anderem die libertäre Bewegung (Mouvement libertaire), lehnen es ab, als „extreme Linke“ 

bezeichnet zu werden, da sie sich in ihren ideologischen Grundlagen und ihrer Entstehung 

von den autoritären Strömungen des Leninismus, Stalinismus und Trotzkismus unterschei-

den und mit dem Gewalt anmutenden Begriff des Extremismus nicht in Verbindung gebracht 

werden möchten. Jedenfalls nehmen die relativ starken französischen Trotzkisten die Etiket-

tierung als „extrême gauche“ oder „ultra-gauche“ klaglos hin, während der ehemaliger An-

führer des rechtsextremen Front National (FN), Jean-Marie Le Pen, das Etikett „extrême 

droite“ mit Entrüstung zurückwies. Er strengte einen Prozess gegen die Zeitungen Le Monde 

und Libération an, um die Verwendung der Bezeichnung „extrême droite“ im Zusammen-

hang mit seiner Partei zu verbieten. Im September 1996 wurde seine Klage vor Gericht zu-

rückgewiesen.  

Im Zusammenhang mit den rechtsextremen Ansichten des Front National wird regelmäßig 

die Forderung nach einem Verbot der Partei laut. Gegen Parteimitglieder, allen voran Grün-

der und langjährigen Vorsitzenden Jean-Marie Le Pen wurden bereits zahlreiche Prozesse – 

unter anderem wegen Beleidigung, Diskriminierung, Rassenhetze oder Leugnung des Holo-

caust – geführt. Das Verbot einer Partei ist in Frankreich jedoch – anders als in Deutschland 

– nicht in der Verfassung verankert. Das Gesetz vom 10. Januar 1936 über Kampfgruppen 

und private Milizen („loi sur les groupes de combat et les milices privées“) verleiht dem Prä-
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sidenten der Republik die Befugnis zur Auflösung von Vereinen und Gruppierungen – insbe-

sondere dann, wenn diese „wegen ihrer militärischen Form und Organisation als Kampf-

gruppen oder private Milizen zu betrachten sind“. Verbotsentscheidungen können vor dem 

Conseil d’Etat angefochten werden. Hiervon ist bis in die Gegenwart immer wieder Gebrauch 

gemacht worden, so zuletzt im Juli 2013 im Falle der rechtsradikalen Gruppierung Troisième 

Voie (Dritter Weg) und der Partei Jeunesse Nationaliste Révolutionnaire (Junge Revolutionä-

re Nationalisten, JNR), kurz nach der gewaltsamen Ermordung eines jungen Antifa-

Aktivisten. 

Während Rechts- und Linksextremisten seit der Französischen Revolution eine politische 

Rolle gespielt haben, ist der islamistische Extremismus eine neuere Erscheinung. Bereits in-

folge des algerischen Bürgerkriegs in den 1990er Jahren war Frankreich immer wieder Opfer 

von islamistisch motivierten Anschlägen. Mit den Terroranschlägen im Januar und November 

2015 in Paris sowie im Juli 2016 in Nizza ist die islamistische Bedrohung aber endgültig in 

der Gegenwart Frankreichs angekommen. Hinzu kommt die Erkenntnis, dass die Bedrohung 

von in Frankreich geborenen und aufgewachsenen, radikalisierten Islamisten ausgeht. 

 

Teil 1: Radikaler Islamismus/ Dschihadismus  

Mit der Reihe von terroristischen Anschlägen 2015 und 2016 in Paris und Nizza wurde der 

islamistische Terrorismus, der bis dahin jenseits europäischer Grenzen stattfand, in den All-

tag der Franzosen getragen. Diese Taten sind ausnahmslos im Namen der Terrorgruppe „Is-

lamischer Staat“ („IS“) verübt worden, was entweder durch Bekennervideos der Täter oder 

eindeutige Hinweise zu deren Nähe oder Angehörigkeit zur Miliz belegt wurde. Seither 

herrscht im Land der durch den Präsidenten verhängte Ausnahmezustand. Jederzeit, so be-

tonen Frankreichs Regierungsverantwortliche, müsse mit einem neuen Akt terroristischer 

Gewalt gerechnet werden.  

Auch wenn der islamistische Terrorismus als eine gezielt gegen Europa gerichtete Bedro-

hung verstanden wird, ist Frankreich mit Abstand sowohl hinsichtlich der Zahl der An-

schlagsopfer, als auch der potentiellen Täter und damit einhergehend der Anschlagsgefahr 

am härtesten betroffen. Die Zahl der erfassten Personen in Frankreich mit einer Verbindung 

zum „IS“ beläuft sich heute auf schätzungsweise 12.000. Rund 9.300 Franzosen würden als 

„gewalttätige radikale Islamisten“ angesehen, darunter 30 Prozent Frauen und 20 Prozent 

Minderjährige. Nach Angaben des französischen Innenministeriums sollen bis Ende April 

2016 mehr als 1.000 Dschihadisten aus Frankreich nach Syrien oder in den Irak gereist 

sein, um sich dort dem IS anzuschließen. 635 von ihnen befanden sich zu diesem Zeitpunkt 

höchstwahrscheinlich vor Ort, während mindestens 171 in Kämpfen für den IS ums Leben 

gekommen sein sollen. 244 sind nach Frankreich zurückgekehrt. Das sind europaweit die 

höchsten absoluten Zahlen. 

Sicherheitsbehörden überfordert 

Unter ständiger terroristischer Bedrohung versuchen französische Behörden und Experten, 

dem Phänomen des rasant gewachsenen islamischen Extremismus und der Radikalisie-

rungswelle französischer Jugendlicher auf den Grund zu gehen, um entsprechende Gegen-

maßnahmen zu schaffen. Die Beziehung der Einzeltäter zur Organisation des IS oder die 

Koordination der selbsternannten islamistischen Gotteskrieger auf französischem Boden 

auszumachen, stellt französische Geheimdienste vor eine große Herausforderung. Gleich-

wohl ist gewiss, dass der IS mindestens eine Arbeitseinheit hat, die Anschläge im Ausland 

plant. Die Anschläge von Paris sollen von eben jener Einheit geplant worden sein. Aussagen 

von Rückkehrern sprechen dafür, dass der Syrer Abu Muhammad al-Adnani ihr Chef ist. In 

seiner Audiobotschaft vom September 2015, die er an seine Sympathisanten richtete, gab 

er die Handlungsempfehlungen zur Tötung von „ungläubigen“ Europäern. In erster Linie, so 
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al-Adnani, sollen Franzosen angegriffen werden. Die Anschläge vom 13. November 2015 

zeugten davon, dass seine Anweisungen auf fruchtbaren Boden gefallen sind. Diese Abtei-

lung für „externe Arbeit“ (al-amal al-khariji) steht in enger Verbindung mit oder gehört so-

gar zu der Geheimpolizei des IS, die sich kurz „die Sicherheit“ (al-amn) nennt. Die Gründer 

dieser „IS-Gestapo“ sind ehemalige Offiziere des Regimes von Saddam Hussein, die für den 

Militärgeheimdienst arbeiteten und ihre Fähigkeiten mit in die neue Organisation brachten. 

Die enorme Brutalität und Effektivität des Dienstes ist einer der Gründe für die interne Ko-

häsion und die erstaunliche Beharrungskraft des IS in Europa. Der Rädelsführer der Attentä-

ter von Paris, Abdalhamid Abaaoud, war ein Unterführer der Geheimpolizei.  

Der renommierte französische Islamwissenschaftler Gilles Kepel nennt die Täter, die (mit 

Ausnahme von Konvertiten) als Nachkommen von Einwanderern aus ehemaligen französi-

schen Kolonien in Frankreich geboren sind, die „Dschihadisten der dritten Generation“. So 

kämpfte die erste Generation der Gotteskrieger ihren Dschihad vor allem gegen muslimi-

sche Bevölkerungen, etwa im Algerien der 1990er Jahre während des Bürgerkriegs. Doch 

auch Frankreich blieb vor den terroristischen Aktionen der algerischen Islamisten nicht ver-

schont. Zwischen Juli und Oktober 1995 verübte die bewaffnete Terrorgruppe GIA (Groupe 

Islamique Armé) acht Bombenanschläge und Attentate in Metrostationen und Zügen in Paris 

und verübte ein Attentat auf eine jüdische Schule in Lyon. Drahtzieher war der in Frankreich 

aufgewachsene Khaled Kelkal. Die zweite Generation um Osama Bin Laden, die gründlich 

von der Al-Kaida geschult und sehr hierarchisch organisiert war, richtete den Terror gegen 

den "fernen Feind", die USA. So zeugt die Planung der Anschläge vom 11. September 2001 

von einer akribischen Genauigkeit, die – wie wir heute wissen – auf Grundlage einer gut ko-

ordinierten Befehlskette erfolgte.  

Die nunmehr dritte Generation, die ihre Anhänger nun in Europa rekrutiert, bezweckt den 

Bruch mit der europäischen Gesellschaft, indem sie durch vielfache punktuelle Gewalt über-

all Angst und Lähmung verbreitet. Die pyramidenartige Hierarchiestruktur der Dschihadisten 

der zweiten Generation ist heute einer netzwerkartigen Struktur von einzelnen Terrorzellen 

gewichen. Auch wenn der IS seine Anhänger von Syrien quasi fernsteuert, ist auf den ersten 

Blick weder eine formale Organisation noch eine Strategie erkennbar. Davon zeugt zum ei-

nen die individuelle Rekrutierung und Mobilisierung in islamistischen Netzwerken und zum 

anderen der Versuch, über Aufrufe im Internet bzw. in den sozialen Medien Sympathisanten 

zu ermutigen, auf eigene Faust Anschläge zu verüben. Auch der Dschihadist Mohammed 

Merah, der 2012 einen Anschlag auf eine jüdische Schule in Lyon verübte, gilt als Einzeltä-

ter. Andererseits könnte genau diese Mobilisierung von Einzeltätern als Strategie des IS 

verstanden werden: Während sich die Sicherheitsbehörden mit Anschlägen durch Einzeltäter 

beschäftigen sollen, wie im Falle von Ayyub al-Khazzani, der einen Anschlag am 21. August 

2015 im Thalys von Brüssel nach Paris plante und überwältigt wurde, konnte der IS parallel 

in einer größeren Terrorzelle die Anschläge vom 13. November in Paris planen.  

Das schwer identifizierbare Netzwerk macht dahingehend die Stärke des IS aus und hinter-

lässt die Sicherheitsbehörden besonders in Bezug auf Präventionsmaßnahem ohnmächtig. 

Bereits im November 2014 verabschiedete Frankreich ein Gesetz zum "Kampf gegen den 

Terrorismus", welches mutmaßlichen Islamisten die Ausreise in Kriegsgebiete verbietet. Da-

bei werden Personalausweise und Reisepässe eingezogen.  
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Zunehmende Radikalisierung junger Franzosen 

Die Herausforderung besteht nach wie vor darin, potenzielle Dschihadisten als solche zu er-

kennen. 

Das typische Profil eines vom IS geprägten französischen Dschihadisten beschreiben Ter-

rorfachleute folgendermaßen: Jung, aus sozial schwachen Vororten, schlechter gebildet, 

weniger kundig in religiösen Fragen und oft vorbestraft. Warum gerade in Frankreich so vie-

le junge Menschen für die islamistischen Heilsversprechen des IS zugänglich sind, lässt sich 

anhand mehrerer Faktoren erklären. Zum einen blickt das Land auf eine lange Zuwande-

rungsgeschichte zurück. Von Frankreichs 65 Millionen Einwohnern sind 3,9 Millionen Auslän-

der, vor allem aus Afrika und anderen EU-Ländern (jeweils ca. 40 Prozent), und 2,3 Millio-

nen Franzosen, die eingebürgert oder im Ausland geboren wurden. Als Einwanderungsland 

hat Frankreich eine entsprechend große religiöse Vielfalt: Mindestens die Hälfte der sechs 

Millionen Muslime lebt streng religiös. Besonders in Problemvierteln französischer Vorstädte 

gelingt die Integration der Einwanderer und ihrer Nachkommen nur sehr schwer. Diese sind 

stärker als innerstädtische Bezirke von Arbeitslosigkeit betroffen. Im Jahr 2014 erreichte die 

Arbeitslosenquote von Jugendlichen unter 25 Jahren, die aus afrikanischen Familien (auch 

aus dem Maghreb) stammen, 42 Prozent – 20 Prozentpunkte mehr als für Jugendliche aus 

französischen und anderen europäischen Familien. Dementsprechend leben 44 Prozent der 

Einwanderer aus Afrika unter der Armutsgrenze (gegenüber 24,8 Prozent der Einwanderer 

aus Europa). Die Kluft zwischen den städtischen sozialen Brennpunkten (Zones urbaines 

sensibles) und der übrigen Gesellschaft vergrößerte sich damit stetig. Gleichzeitig führte die 

wachsende Islamophobie und Diskriminierung zu Selbstausgrenzung und dem Rückzug in 

traditionelle Identitätskreise. Das Ergebnis ist, so Kepel, die Entstehung der „kulturellen Re-

Islamisierung“ der Banlieues (Vorstadtgebiete), die sich seit etwa zwei Jahrzehnten in 

Frankreich beobachten lässt. Dass islamistische Missionierungsbewegungen besonders in 

einem Umfeld voller Frustration und Resignation auf fruchtbaren Boden fallen, ist daher 

kaum überraschend. Islamisten und radikale Imame gewannen dort an Einfluss, wo sie von 

der Gesellschaft enttäuschten und abgehängten jungen Muslimen ohne Ansatzpunkte eine 

kollektive Ersatzidentität bieten konnten.  

Auch wenn der Nährboden für die islamistische Ideologie überwiegend im muslimischen Um-

feld entsteht, so ist auffallend, dass (potenzielle) Dschihadisten sich erstaunlich wenig mit 

theologischen Fragen beschäftigen und oft aus Familien stammen, die nicht oder kaum 

muslimischen Traditionen folgen. Ihr radikales Bekenntnis zum vermeintlich wahren Islam 

steht oft weniger für eine Hinwendung zum Glauben, sondern für ein Mittel der Konfrontati-

on mit der Gesellschaft, von der sie sich distanzieren wollen. Dafür spricht auch der hohe 

Anteil an Konvertiten unter den jungen Dschihadisten. 23 Prozent der jungen IS-Anhänger, 

die 2016 ausreisten, um für den IS in Syrien zu kämpfen, sind nach Auskunft des französi-

schen Innenministeriums Konvertiten ohne jegliche Vorbildung in der islamischen Religion.  

Quellen der Radikalisierung 

Dem Ausmaß der Radikalisierung in Frankreich liegt nicht zuletzt ein primitiver Gerechtig-

keitsgedanke der Dschihadisten zugrunde. Die französische militärische Beteiligung Frank-

reichs in der Bekämpfung des IS in Syrien und dem Irak in Form von Luftangriffen verste-

hen Islamisten als einen Angriff auf Muslime, den sie auf europäischem Boden meinen ver-

gelten zu müssen. Religion wird auch hier als Mittel zum Zweck gesehen, ihre Wut auf die 

Gesellschaft in eine politische Strategie zu kanalisieren. Solche und andere Ideen, die auf 

einen Bruch mit der französischen Gesellschaft abzielen, werden in Frankreich hauptsächlich 

aus drei Quellen propagiert. Das beliebteste Propagandainstrument ist dabei das Internet. 

In 90 Prozent der Fälle haben insbesondere soziale Netzwerke bei der Radikalisierung zum 

Dschihadisten die Hauptrolle gespielt, denn hier wird die Gruppenidentität geschaffen. Pro-
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pagandabotschaften erreichen dadurch in kürzester Zeit und zumeist anonym ein breites 

Netzwerk. Auch der Attentäter von Nizza soll sich über das Internet radikalisiert haben. Den 

Ermittlern zufolge schaute er sich vor seiner Tat immer wieder Propaganda-Material von 

Dschihadisten an. Lange wurde das Medium, das bereits durch die Al-Kaida während des 

Irakkriegs 2004 als Propagandainstrument genutzt wurde, von den Sicherheitsbehörden ig-

noriert. In Frankreich wurde das 1991 beschlossene Gesetz zur Überwachung potentieller 

Terroristen erst 2015 erneuert und damit an das Zeitalter des Internets angepasst. 

Auch die Inkubationswirkung der Gefängnisse wurde lange unterschätzt. Die französischen 

Haftanstalten gelten als „Brutstätten des Terrorismus“. Mehrere Attentäter, darunter Chérif 

Kouachi, der gemeinsam mit seinem Bruder im Januar 2015 vier Menschen in einem jüdi-

schen Supermarkt tötete, hatten sich erst während Haftstrafen für kleinere Delikte radikali-

siert. Rund 30.000 muslimische Gefangene sitzen gegenwärtig in französischen Gefängnis-

sen ein. Schätzungen zufolge haben offenbar 325 Gefangene Verbindungen zu terroristi-

schen Gruppierungen. Weitere 1400 Insassen sollen als Kämpfer für islamistische Zwecke 

rekrutiert worden sein. Begünstigt wird die Radikalisierung im Strafvollzug nach Aussagen 

des Innenministeriums durch die hohe Überbelegungsrate der Anstalten. Dem Internationa-

lem Zentrum für Haftstudien zufolge rangiert Frankreich im europäischen Vergleich auf Platz 

drei, was die Überbelegung seiner fast 200 Gefängnisse angeht: Obwohl nur rund 58.500 

Plätze zur Verfügung stehen, sind mehr als 68.000 Personen inhaftiert. Die französische Re-

gierung hat nach den Anschlägen im Januar 2015 reagiert und in ihrem 80-Punkte-Plan im 

Kampf gegen islamistische Radikalisierung Maßnahmen angekündigt, die das Abgleiten von 

Gefangenen in den Fanatismus verhindern sollen. So sollen gesonderte Zellen für radikali-

sierte Personen bereitgestellt werden und es sollen mehr muslimische Geistliche in den Ge-

fängnissen arbeiten.  

Ein weiteres großes Problem stellt das Fehlen eines Kontrollsystems für radikale, den 

Dschihad predigende Imame dar. Im November 2016 haben französische Behörden vier Mo-

scheen in den Pariser Randbezirken geschlossen, nachdem der Verdacht bestätigt wurde, 

dass die verantwortlichen Geistlichen dort radikale Inhalte predigten. Eine innerstaatliche 

Kontrolle über die hiesigen Moscheen würde vor allem die Finanzierung der Moscheen und 

deren Imamen aus dem Ausland, so überwiegend aus Algerien, der Türkei und Saudi-

Arabien, unterbinden. Schon lange wird gemutmaßt, dass viele der im Ausland ausgebilde-

ten Prediger eine besonders radikale Ideologie vertreten. Oft verfügen sie über mangelnde 

französische Sprachkenntnisse und sozio-kulturelle Kenntnisse. In ihrem Kampf gegen Radi-

kalisierung kündigte die französische Regierung im August 2016 Maßnahmen an, die die 

Moscheen und ihre Imame stärker an die Werte der Republik binden sollen. Unter anderem 

sollen diese ihre theologische Ausbildung in Frankreich erhalten. Der Innenminister kündigte 

dazu eine Stiftung und eine religiöse Vereinigung an, die neue Geldquellen für den Bau von 

Moscheen, eine bessere Ausbildung von Imamen und islamwissenschaftliche Studien er-

schließen sollen.  

Laizismus als Hindernis für staatliche Maßnahmen 

Diese Vorschläge sind nicht neu, mündeten in der Vergangenheit aber stets im Kontext der 

strikten Trennung zwischen Religion und Staat in der Grundsatzdebatte, was der französi-

sche Staat leisten soll und darf. Die Forderung der Regierung nach der Bildung eines „fran-

zösischen Islams“ stellt den Staat daher vor gesetzliche Herausforderungen. Die Ausbildung 

der Imame an staatlichen Universitäten entspricht nicht dem laizistischen Neutralitätsgebot 

und auch der Neubau von Moscheen kann nur indirekt vom Staat finanziert werden. Darüber 

hinaus wird es sich als schwierig erweisen, für diese Vorschläge die nötige Akzeptanz bei 

der nach wie vor infolge der Terroranschläge verängstigten französischen Bevölkerung zu 

finden.  
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Die wachsende Präsenz des Islam wurde aus Angst vor einer Zersplitterung der Gesellschaft 

in den letzten Jahrzehnten ohnehin nicht genügend thematisiert, gilt im laizistischen Frank-

reich die Auseinandersetzung mit Identitätsfragen wie der Religionszugehörigkeit als Privat-

sache.  

Eine identitäre Krise, die dadurch erzeugt wird, dass Frankreich sich einerseits als Einwan-

derungsland betrachtet, andererseits aber eine wachsende Angst vor Zuwanderung hat, äu-

ßert sich seit einigen Jahren durch einen frappierenden Anstieg der Wählerstimmen am 

rechten Rand. Gleichzeitig begründet sich die wachsende islamistische Radikalisierung mit 

der Behauptung, dass die französische Gesellschaft ohnehin rassistisch, exklusiv und xeno-

phob sei und die Integration nichts als ein Mythos. Die Schaffung einer Dialoginstanz zwi-

schen dem Staat und dem Islam ist in Frankreich aber genau jetzt notwendig, um der 

wachsenden Radikalisierung, aber auch einem drohenden Bruch der Gesellschaft und dem 

damit einhergehenden Dauererfolg des FN vorzubeugen. Zwar wurde im Jahr 2003 der fran-

zösische Islamrat (Conseil français du culte musulman – CFCM) gegründet. Dieser gilt seit-

her als offizieller, vom französischen Staat anerkannter Teilrepräsentant der französischen 

Muslime. Gleichzeitig geben jedoch nur 12 Prozent der in Frankreich ansässigen Muslime an, 

sich vom CFCM vertreten zu fühlen. Die Schaffung eines „Islam de France“ birgt Hoffnung, 

den Islam und die französische Integrationspolitik auf eine neue Ebene zu stellen. Es muss 

sich in Zukunft zeigen, ob die französische Politik in der Lage sein wird, eine Perspektive 

aufzuzeigen, die der Herausforderung durch den französischen Dschihad gerecht wird. 

Teil 2: Extreme Rechte  

Frankreich verfügt über eine lange rechtsextreme Tradition, die wegen der Unterstützung 

des Vichy-Regimes bis in die 1970er-Jahre diskreditiert war und vom Gaullismus weitge-

hend absorbiert wurde. Der Aufstieg des bereits im Oktober 1972 aus dem Zusammen-

schluss mehrerer kleinerer nationalkonservativer und rechtsextremistischer Gruppierungen 

als Sammlungsbewegung entstandenen Front National (FN) begann zeitgleich mit dem Sieg 

François Mitterrands im Jahr 1981. Heute ist der FN diejenige rechtspopulistische Partei, die 

die französische Gesellschaft in höchstem Maße polarisiert. Mit ihrer radikalen Forderung 

von Grenzschließungen und dem Versprechen, keine Migranten ins Land zu lassen, wurde 

Marine Le Pen, Tochter des Parteigründers Jean-Marie Le Pen, zum Sprachrohr für ent-

täuschte Wähler. Die Partei, die sich selbst als „patriotisch“, „populistisch“ und „souveränis-

tisch“ bezeichnet, trägt noch immer das bei ihrer Gründung 1972 von den italienischen Ne-

ofaschisten übernommene Flammensymbol. In der Wissenschaft wird der FN als „rassisti-

sche, populistische Anti-System-Partei“ definiert. Zugleich warnt der französische Verfas-

sungsschutz DGSI vor der Gefahr zunehmender rassistischer Gewalt durch Anhänger des FN 

und gesellschaftlicher Spannungen, die die Partei durch ihre islamophobe Rhetorik schürt.  

Entstehung 

Die Bündelung der Kräfte am rechten Rand brachte den Erfolg. Die rechtsextreme Partei 

hätte ab Mitte der 1980er Jahre keine so bedeutende Rolle spielen können, wäre es ihrem 

damaligen Anführer Jean-Marie Le Pen nicht gelungen, die in den Jahrzehnten zuvor wegen 

ihrer Zersplitterung bei Wahlen weithin erfolglose extreme Rechte in eine geschlossen auf-

tretende Sammlungspartei zu integrieren. Mit ihrer Gründung 1972 brachte Le Pen unter 

dem Dach des FN zwei rechtsextreme Gruppen zusammen: Anhänger des Poujadismus  und 

des Vichy-Regimes, die eine Nostalgie gegenüber der französischen Kolonialisierung Algeri-

ens pflegten, und eine radikale, faschistische Strömung von Nationalisten, die den biologi-

schen Rassismus proklamierten. Davon zeugen etwa die Aktivitäten der Strömung um das 

von ehemaligen Freiwilligen der Waffen-SS verfasste Blatt „Militant“ innerhalb der Partei 

sowie die Kandidatur mehrerer Funktionäre der dem nationalsozialistischen Spektrum zuge-

hörigen Föderation für Nationale bei den Parlamentswahlen 1978 für den FN. Trotz eines 
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gezielten Ausschlusses extremistischer Vertreter aus der Partei bleiben radikal-

nationalistische Tendenzen bis heute ihr fester Bestandteil, wie unter anderem die Präsenz 

des EU-Abgeordneten Bruno Gollnisch, dem Anführer des katholisch-traditionellem Flügel 

der Partei, bestätigt .  

Wahlerfolge von Jean-Marie Le Pen 

Seit ihrem Durchbruch bei den Europawahlen von 1984 (11 Prozent) hatte die mit populisti-

schen Forderungen aufwartende Protestpartei ihren Stimmenanteil bei den Parlamentswah-

len nach und nach vergrößern können – bis zum Spitzenergebnis von 14,9 Prozent im Jahr 

1997. Nach einer parteiinternen Krise um die Nachfolge des alternden Le Pen im Jahr 

1998/1999 und die darauf folgende Spaltung der Partei verlor der FN drastisch an Einfluss: 

Bei der Europawahl 1999 kam er nur noch auf 5,7 Prozent und fünf Mandate (1994: 10,4 

Prozent, elf Mandate). Die Schwächung der Partei war jedoch nur temporär. Die Wahl Le 

Pens auf den zweiten Platz bei den Präsidentschaftswahlen 2002 traf viele Franzosen völlig 

unerwartet und übertraf alle Prognosen. Niemand hatte damit gerechnet, dass es Le Pen 

gelingen könnte, das vergleichsweise hohe Stimmenergebnis der Präsidentschaftswahlen 

von 1995 (15 Prozent) nochmals zu übertreffen und den Hauptrivalen des amtierenden Prä-

sidenten, Premierminister Jospin, mit 17 Prozent aus dem Rennen zu werfen. 

Le Pen profitierte 2002 vom angespannten politischen Klima im Land, das sich in der Ent-

täuschung der Franzosen über die sogenannte „Kohabitation“ entladen hatte, einer Koalition 

aus dem neogaullistischen Präsidenten Chirac und der linksgerichteten Regierung aus Sozia-

listen, Linken und Grünen. Die „Kohabitation“ verlieh der populistischen Demagogie Le Pens, 

die auf die Gegenüberstellung eines angeblich korrupten Interessenkartells der im Parla-

ment vertretenen Parteien („die da oben“) und „denen da unten“, also der Masse des Vol-

kes, zielte, ein gewisses Maß an Plausibilität. Zusätzlich erhielt die islamophobe Programma-

tik des FN durch die Terroranschläge des 11. Septembers 2001 Rückenwind. Le Pen war im 

Wahlkampf darüber hinaus klug genug, sich rhetorischer Ausfälle, wie sie ihm in der Ver-

gangenheit immer wieder unterlaufen waren, zu enthalten.  

Die Erfolgswelle endete fünf Jahre später abrupt, als Le Pen sich mit Nicolas Sarkozy einem 

jungen, dynamischen Kandidaten der gemäßigten Konservativen gegenüber sah, der die 

Themen Sicherheit und Immigration bediente und laut IFOP-Umfragedaten 38 Prozent jener 

Wähler für sich gewann, die 2002 Le Pen gewählt hatten.  

Prozess der Entdämonisierung 

Übertreffen konnte den Parteigründer in der Mehrung des Stimmenanteils nur seine Tochter 

Marine Le Pen nach ihrer Übernahme des Parteivorsitzes im Jahre 2011. Bei den Präsident-

schaftswahlen 2012 kam sie auf 17,9 Prozent der Stimmen. Bei den Europawahlen 2014 

ging der FN mit 26 Prozent (24 Sitze) sogar als stärkste französische Partei im Europäischen 

Parlament hervor. Marine Le Pen setzte – unterstützt von ihrem Stellvertreter Florian Philip-

pot – ihre Priorität sogleich in die „Normalisierung“ der Partei sowohl in den Augen der Wäh-

lerinnen und Wähler als auch in der Wahrnehmung möglicher Koalitionspartner auf nationa-

ler und kommunaler Ebene. Sie bemühte sie sich sofort um einen Bruch der ideologischen 

Verbindungen ihrer Partei zum historischen Rechtsextremismus, indem sie zunächst Mitglie-

der mit einer Doppelmitgliedschaft in neofaschistischen Splittergruppen ausschloss. Auch 

ordnete Le Pen einen strikten Verzicht auf das provozierende Vokabular ihres Vaters in Be-

zug auf den Zweiten Weltkrieg oder den Holocaust an und weichte bestimmte als zu radikal 

erachtete Formulierungen im Parteiprogramm auf: „Umkehr des Migrationsstroms“ wurde zu 

„Null Zuwanderung“, „nationale Bevorzugung“ zu „nationaler Priorität“. 
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Selbst die Mitgliedschaft ihres  eigenen Vaters suspendierte Marine Le Pen im August 2015 

nach jahrelangen Spannungen – offiziell aufgrund seiner Äußerung, der Holocaust sei „nur 

ein Detail der Geschichte“. Von rechtsextremen Parteien wie der British National Party (BNP) 

oder der NPD distanziert sich der FN. Als Vorbilder werden hingegen die ebenfalls rechtspo-

pulistischen Alleanza Nazionale aus Italien, die niederländische Partij voor de Vrijheid oder 

die UK Independence Party genannt. Mit ihren internationalen Allianzen will Le Pen bewusst 

polarisieren. Nicht zufällig pflegt die Marine Le Pen – eine erbitterte Gegnerin der Sanktio-

nen gegen Russland – auch eine enge Beziehung zum russischen Präsidenten Vladimir Putin, 

der die Partei indirekt auch finanziell unterstützt.  

Der radikale Protektionismus, nämlich die Vorstellung, dass jede soziale Problematik wie Ar-

beitslosigkeit und Verarmung aus der Globalisierung und damit einhergehenden Einwande-

rung resultiert, bleibt nach wie vor Hauptbestandteil ihrer Überzeugung. Das Ergebnis dieser 

„Entdämonisierung“ kann Le Pen dennoch als Erfolg verbuchen: Während 73 Prozent der 

Franzosen den FN 2002 als „demokratiegefährdend“ einstuften, waren 2016 noch 56 Pro-

zent der Bürgerinnen und Bürger dieser Meinung. Nur 36 Prozent hielten den FN 2016 hin-

gegen für regierungsfähig.  

Diese Entdämonisierung zahlte sich schließlich bei dem Präsidentschaftswahlen 2017 aus: 

Marine Le Pen kam im 1. Wahlgang mit 21,3 Prozent der Stimmen auf Platz 2 – noch vor 

den Kandidaten der „Républicains“, von „La France insoumise“ und der „Parti Socialiste“ – 

und zog damit in die Stichwahl ein. Hier holte sie mit 33,9 Prozent das beste Ergebnis, das 

der Front National jemals geholt hat. Gleichzeitig blieb sie jedoch weit hinter den Erwartun-

gen ihrer Anhänger, die auf ein Ergebnis von „40+X“ gehofft hatten, zurück. 

Motivation und Profil der Wähler 

Es stellt sich also die Frage, nach welchen Motiven die Befürworter des FN wählen. Bestim-

mend für das Wahlverhalten waren neben der wachsenden Arbeitslosigkeit vor allem die 

Terroranschläge vom 13. November 2015. Seine Wählerschaft ging daher überwiegend aus 

Sorge über die Themen Beschäftigung (18 Prozent), Sicherheit (17 Prozent) und Immigrati-

on (15 Prozent) zur Wahl. Die Wähler des FN sind heute vorwiegend im verstädterten und 

industrialisierten Norden des Landes zu finden, in der Region um Lille, aber auch an der 

Côte d'Azur und dem Rhône-Gebiet; sie sind überwiegend männlich – wobei das Geschlech-

terverhältnis in den letzten Jahren etwas ausgeglichener wurde – und stehen der Kirche 

vielfach distanzierter gegenüber, als der Durchschnitt der Franzosen. Zu den früheren Wäh-

lern der Linken und jenen der traditionellen französischen Rechten gesellen sich außerdem 

noch traditionalistische Katholiken und Vichy-Anhänger. Eine Studie des Markt- und Mei-

nungsforschungsinstituts IPSOS zeigt, dass der FN bei den Regionalwahlen 2015 vor allem 

die unteren Bevölkerungsschichten anzog: So stimmten im ersten Wahlgang 43 Prozent der 

Arbeiterschaft, 36 Prozent der Angestellten sowie 36 Prozent der Wähler ohne Abitur für den 

FN. Doch konnte die Partei auch einen großen Teil der Mittelschicht für sich gewinnen: Rund 

30 Prozent der Beschäftigten des öffentlichen Dienstes stimmten für den FN; darüber hinaus 

konnte er mit einem Stimmenanteil von 35 Prozent bei Selbstständigen und Landwirten die 

traditionelle Dominanz der Konservativen bei dieser Wählergruppe angreifen. Neu war auch 

die starke Zustimmung unter leitenden Angestellten (17 Prozent).  

Der Partei ist es damit gelungen, auch neue Wählerschichten anzuwerben. Ungewiss ist hin-

gegen bisher, ob die Zustimmung der FN-Wählerschaft - wie auch schon zu Zeiten Jean-

Marie Le Pens - eine vorübergehende, von den wirtschaftlichen und sozialen Geschehnissen 

abhängige Erscheinung ist oder sich im Wählerverhalten verfestigen wird. Denn im Kontext 

der französischen Wirtschaftskrise, der europäischen Flüchtlingskrise und der Reihe von ter-

roristischen Anschläge 2015 und 2016 findet ein protektionistisch klingender Diskurs leich-
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ter Anklang als ein offen wirtschaftsliberaler – vor allem wenn dieser von einer Partei 

kommt, die aus ihrer Oppositionsrolle heraus als „Protestkraft“ auftritt. 

Ideologie / Programm 

Der FN beschreibt sich selbst als „patriotisch“ und „national“ im Sinne von „französischer 

Identität, Tradition und Souveränität“, was in seiner Programmatik bis heute als raison 

d’être Bestand hat. Die Verwurzelung des Individuums in Familie, Volk, Nation und Tradition 

einerseits und seine genetische Determination andererseits ist das, was nach Überzeugung 

des FN den „Urfranzosen“ ausmacht. Die propagierte Angst vor dem „Verschwinden“ der 

„wahren“ französischen Bevölkerung und ihrer Identität durch deren Unterwanderung durch 

andere Bevölkerungsgruppen, die ihre nationalen Werte nicht teilen, ist – auch wenn die 

Feindgruppen sich über die Jahre änderten - eine Konstante in der Rhetorik des FN. Wäh-

rend die nationale Identität in den 1970ern und 80ern als durch den internationalen Kom-

munismus bedroht gesehen wurde, war es in den 90ern die durch die USA unterstützte Glo-

balisierung und der damit einhergehende Multikulturalismus. Heute hingegen schürt die Par-

tei die Angst vor dem Islam und dem damit augenscheinlich unmittelbar zusammenhängen-

den Terrorismus. 

In der Programmatik des FN bildet die Einwanderung das Erzübel, auf das fast alle anderen 

vermeintlichen Probleme (Unsicherheit, Islamisierung etc.) zurückzuführen seien. Eine sei-

ner wichtigsten Forderungen ist deshalb die Beschränkung der Einwanderung, insbesondere 

derjenigen aus nichteuropäischen Ländern. Angesichts eines Anteils von Bürgern mit Migra-

tionshintergrund von 25 Prozent in der französischen Bevölkerung ist diese Forderung be-

sonders polarisierend. In den 1990er Jahren wollte Bruno Mégret – damals der zweitwich-

tigste Mann des Front National – das Abstammungsprinzip (droit du sang) einführen, das 

Geburtsortprinzip (droit du sol) abschaffen und die doppelte Staatsangehörigkeit verbieten. 

Hier ist die Parteilinie inzwischen gemäßigter. Zumindest ein eingeschränktes Bleiberecht 

wird „Nicht-Franzosen“ seit 2007 durch den FN zugestanden. Besonders die Einwanderung 

aus muslimischen Ländern wird kritisch gesehen. Ein bezeichnendes Beispiel für den Erfolg 

Marine Le Pens im Zusammenhang mit der Flüchtlingskrise sind die Entwicklungen rund um 

das wilde Flüchtlingslager in Calais: Obwohl der Front National keine aktive Parteiarbeit in 

Calais betrieb, hat er dort bei den Regionalwahlen im Dezember 2015 seinen Stimmenanteil 

von 31 Prozent (bei den Europawahlen im Mai 2014) auf 49,1 Prozent erhöhen können. Bei 

den Präsidentschaftswahlen erreichte Marine Le Pen im 1. Wahlgang mit 34,4 Prozent ein 

überdurchschnittlich gutes Ergebnis. Im 2. Wahlgang verfehlte sich mit 48 Prozent nur 

knapp die absolute Mehrheit. 

Ein zentrales Konzept des FN ist die préférence nationale, die nationalistisch organisierte 

Bevorzugung der Franzosen, gemäß dem Motto „les Français d’abord“ („Franzosen zuerst“, 

so auch ein gleichnamiger Buchtitel von Jean-Marie Le Pen). So sollen französische Staats-

bürger bei der Arbeitsplatzsuche und bei Sozialleistungen gegenüber Nichtfranzosen besser-

gestellt werden. Klassenwidersprüche sollen durch national-soziale Lösungen überwunden 

werden. Über die Vorstellung einer „sozial“ verstandenen Nation – social parce que national 

(„Sozial weil national“) – bleibt die Marktwirtschaft ein nationales Interesse. Das Rechts-

links-Schema wird in Frankreich vor allem an der Wirtschafts- und Sozialpolitik festge-

macht; der FN prägte daher das Motto „Ni Droite ni Gauche – français!“ („Weder rechts 

noch links – französisch!“). Auch hier wendet die Partei ihren Grundsatz des Protektionismus 

an: Weil sowohl der wirtschaftliche Wohlstand als auch die nationale Sicherheit ausschließ-

lich auf Grundlage der uneingeschränkten nationalen Souveränität gewährleistet werden 

kann, fordert der FN einen Austritt aus der NATO und der EU. Letztere bezeichnet Le Pen als 

„totalitaristische und anti-demokratische Struktur“, die das Ziel hat, „Völker und Identitäten 

zu zerstören“. Bei ihrer Forderung nach einem „Frexit“ lässt sich Marine Le Pen vom briti-

schen Vorbild - ungeachtet der ungewissen Zukunft, die dem Land infolge des Brexit prog-
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nostiziert wird – inspirieren. Vor der Stichwahl der Präsidentschaftswahl hat sie ihre Forde-

rung nach Austritt aus dem Euro und aus der Europäischen Union relativiert, was jedoch e-

her zu Unmut im eigenen Lager führte. Seit der Wahl gibt es eine Debatte über die künftige 

Ausrichtung des Front National. Noch ist es offen, ob es ein Weiter-so auf der bisherigen Li-

nie von Marine Le Pen und Florian Philippot – antieuropäisch, nationalistisch und sozialpoli-

tisch links – geben wird, oder ob sich der Front National stärker zu einer konservativ-

katholischen Kraft mit einer besonderen Betonung des Nationalen entwickeln wird. 

Auch wenn das Parteiprogramm des FN nationalistisch, autoritär und systemfeindlich ist, ist 

die Partei nach den Maßstäben von Historikern wie dem Faschismusforscher Emilio Gentile 

nicht dem (neo)faschistischen Spektrum zuzuordnen: Weder handelt es sich beim FN um 

eine Miliz, noch zielt er auf die Einführung eines staatlichen Korporatismus oder verfolgt 

nach außen gerichtete Eroberungspläne; er will weniger eine „neue Ordnung“ schaffen, als 

vielmehr zu einer mystifizierten Vergangenheit zurückkehren. Ferner fehlt ihm die revoluti-

onäre Dimension, einen „neuen Menschen“ schaffen zu wollen. Mit Blick auf das Parteipro-

gramm ist die Partei angesichts des überwiegenden Teils ihrer Forderungen jedoch sehr 

wohl als „extrem“ einzustufen. Dennoch hat sie sich – zumindest offiziell – keinem totalita-

ristischen Projekt im Sinne der Herrschaft einer einzigen Partei verschrieben. Dies wiederum 

passt in ihr Vorhaben, sich ebenso wählbar zu machen wie moderate Parteien. Es ist daher 

schwer zu sagen, wie ein Staat auszusehen und zu funktionieren hätte, in dem der FN die 

Exekutive und/oder die Legislative kontrolliert. Dieser müsste im Sinne des Programms je-

denfalls „stark“ sein. Aus dem Parteiprogramm des FN ist zu schließen, dass Frankreich eine 

Republik bliebe, deren Verfassung ihren Vorrang vor internationalen – auch europäischen – 

Verträgen wiedererlangen würde. Die Volksherrschaft wird darin als „heiliges Gut“ bekräf-

tigt, und es gelte, insbesondere durch den Rückgriff auf Referenden eine „echte Demokra-

tie“ wiederherzustellen. 

Nichtparteilicher Rechtsextremismus 

Neben einer starken rechtsextremen Kraft existiert auch eine gewalttätige Neonaziszene. In 

Frankreich gibt es zwei Personengruppen, die als Neonazis bezeichnet werden können: Zum 

einen die Neonazis selbst (einschließlich der rechtsextremen Skinheads) und andererseits 

einen Flügel der identitären Bewegung, der sich als Nachfolger der französischen SS-

Mitglieder und insbesondere von Marc Augier begreift (auch unter dem Pseudonym Saint-

Loup bekannt). Bei den bekanntesten Skinhead-Gruppierungen handelte es sich um die so-

genannte Troisième Voie (Dritter Weg) und der Jeunesse Nationaliste Révolutionnaire (Nati-

onalistische Revolutionäre Jugend - JNR). Die JNR wurde 1987 durch den bekannten Rechts-

radikalen Serge Ayoub gegründet. Ayoub unterhielt bis zur „Entdämonisierung“ des FN enge 

Kontakte zu den Le Pens und schaffte es dadurch, die Skinheads zumindest teilweise erfolg-

reich politisch zu organisieren. Sowohl Troisième Voie als auch JNR wurden im Juli 2013 

kurz nach der gewaltsamen Ermordung eines jungen Antifa-Aktivisten durch einen Anhänger 

der Troisième Voie verboten. 

Die sogenannte "Identitäre Bewegung" bildete sich als Bloc Identitaire zunächst in Frank-

reich, der heute schätzungsweise 2.000 zahlende Mitglieder hat. Es handelt sich hierbei um 

eine proeuropäische, radikale politische Bewegung, welche die regionalen (wirtschaftlichen 

und kulturellen) Wurzeln betont, sowohl Islam als auch Einwanderung ablehnt, sich jedoch 

vom Antisemitismus losgesagt hat. Entstanden ist die Gruppe 2002/2003 aus der Vorgänge-

rorganisation Unité Radicale, die nach dem missglückten Anschlag eines Sympathisanten 

auf den damaligen französischen Präsidenten Jacques Chirac aufgelöst wurde. Die Gruppe 

nimmt innerhalb der rechtsextremen Landschaft in Frankreich eine Sonderstellung ein: Sie 

lehnt den Jakobismus des FN ab, setzt sich für eine identitäre Politik ein und zieht eher ge-

bildete Anhänger bzw. Sympathisanten an.  
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Teil 3: Extreme Linke 

Die Entstehung der (extremen) Linken wurde von der Französische Revolution mitgeprägt, 

deren Erbe bis heute in den Freiheits-, Gleichheits- und Solidaritätsversprechungen weiter 

lebt. Frankreich zählt neben Italien zu den wenigen westeuropäischen Ländern, in denen die 

Kommunistische Partei (Parti Communiste Français (PCF) bei nationalen Wahlen zeitweise 

herausragende Ergebnisse verbuchen konnte. Sie ist heute trotz schwindenden politischen 

Einflusses die mitgliederstärkste Kommunistische Partei Westeuropas.  

Entstehung und Distanzierung vom Sowjetkommunismus 

Gegründet wurde die PCF nach dem Ersten Weltkrieg und der russischen Oktoberrevolution, 

als es auch in Frankreich zu einer Spaltung der Arbeiterbewegung in eine sozialistische und 

eine kommunistische Richtung kam. Bei ihrer Gründung verpflichtete sich die PCF, eine re-

volutionäre Partei aufzubauen, die zwar gesetzeskonform handeln, illegale Aktionen zur Er-

langung ihrer Ziele jedoch nicht ausschließen dürfe. Zu einer Arbeiter- und Massenpartei 

wurde die PCF aber erst Mitte der 1930er Jahre. In der ersten Nachkriegsregierung war die 

PCF ein vollwertiges Mitglied. Zu ihrem hohen Ansehen und der engen Einbindung in die 

Wiederaufbauphase hat vor allem die aktive Beteiligung der Partei an der Résistance beige-

tragen. Es war das „goldene Zeitalter“ des französischen Kommunismus. Bis 1958 war sie 

die stärkste Partei mit regelmäßig über 25 Prozent der Wählerstimmen.  

Zusammen mit der Kommunistischen Partei Italiens galt die PCF in den 1970er bis zum En-

de der 1980er Jahre als die bedeutendste Vertreterin der – die pluralistisch-demokratischen 

Strukturen der westlichen Demokratien anerkennenden – Strömungen des „Eurokommu-

nismus“ und grenzte sich damit in wesentlichen strukturellen und inhaltlichen Punkten von 

den kommunistischen Parteien der damaligen als realsozialistisch bezeichneten Systeme 

Osteuropas ab.  

Phasen der Regierungsbeteiligung 

Die PCF beherrschte lange Zeit den linken Flügel des politischen Spektrums in Frankreich 

mit fester Verankerung in lokalen Hochburgen und im gewerkschaftlichen Bereich. Sie war 

drei Mal an französischen Regierungen beteiligt: 1944 bis 1947 in der provisorischen Regie-

rung von Charles de Gaulle, 1981 bis 1984 unter Präsident François Mitterrand und 1997 bis 

2002 während der Kohabitation von Präsident Jacques Chirac und Premierminister Lionel 

Jospin. Während der zweiten Regierungsbeteiligung konnte die PCF ihre Wahlversprechen 

der Verstaatlichung der Großindustrien und Banken weitgehend erfüllen. Nach mehrmaliger 

Abwertung der Währung und steigender Arbeitslosigkeit wandte sich die sozialistische Re-

gierung jedoch aus Angst vor einer wirtschaftlichen Isolierung in Europa von den geplanten 

Reformen ab. Nachdem der sozialistische Finanzminister Jacques Delors eine Politik der De-

regulierung und Privatisierung einleitete, beschloss die PCF im Jahr 1984, die Regierung zu 

verlassen, um gegen diese in ihren Augen neoliberale Ausrichtung der von den Sozialisten 

gestellten Regierung zu protestieren. Die Krise der PCF vertiefte sich durch die Veränderun-

gen in der Sowjetunion unter Michail Gorbatschow und erreichte ihren Höhepunkt infolge 

des Machtverlustes der sowjetischen KPdSU.  

Erst mit dem Parteivorsitz von Robert Hue ab 1994 und seiner kritischen Haltung gegenüber 

der ehemaligen Sowjetunion gelang es der Partei, ihre Sympathiewerte wieder zu steigern. 

Unter Premierminister Lionel Jospin begann die dritte Phase kommunistischer Regierungsbe-

teiligung. Als Juniorpartner in einer sozialistisch geführten Regierung gelang es der Partei, 

die allgemeine gesellschaftliche Akzeptanz wieder zu stärken. Nach den Parlamentswahlen 

1997 billigten immerhin 76 Prozent der Franzosen die Regierungsbeteiligung der PCF. 
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Bei den Kommunalwahlen von 1995 schaffte es die PCF immerhin, in einer Großstadt mit 

mehr als 100.000 Einwohnern (Le Havre) und in 45 Städten mit mehr als 30.000 Einwoh-

nern stärkste Partei zu werden und den Bürgermeister zu stellen. Diese lokalen Bastionen 

stellten die „wichtigste Machtstütze“ der Partei dar. Doch bereits Anfang der 2000er Jahre 

ging dieser Trend zurück und es zeigte sich, dass es der Partei nicht gelungen war, ihre to-

talitären Strukturen vollends aufzubrechen, durch eine stärkere organisatorische und ideo-

logische Öffnung neue Loyalitäten aufzubauen und den Stimmenanteil bei den Jungwählern 

wieder zu erhöhen. Als Regierungspartner musste die Partei einen Spagat zwischen eigener 

Ideologie und einer funktionierenden Koalition leisten. Der Widerspruch zwischen öffentli-

chem Diskurs (Verhinderung der Privatisierung) und tatsächlichem Handeln erzeugte Span-

nungen sowohl mit dem Koalitionspartner als auch innerhalb der Partei. Die Wahlen des 

Jahres 2002 bestätigten diesen Trend auf dramatische Weise. Robert Hue erhielt im ersten 

Wahlgang der Präsidentschaftswahlen nur 3,4 Prozent der Stimmen.  

Machtverlust 

Vom sukzessiven Verlust der einst dominierenden Stellung der PCF am linken Flügel profi-

tierten zum Teil „härtere“ linksrevolutionäre Formationen. Die in Frankreich von den Anfän-

gen in den 1930er Jahren an beheimateten, in zahlreiche Gruppierungen aufgespaltenen 

Trotzkisten verzeichneten steigende Stimmenanteile. Hierzu gehörte die Ligue communiste 

révolutionnaire (LCR) ("Revolutionäre kommunistische Liga"), die 1968 als französische  

Sektion der "Vierten Internationale" gegründet wurde. Bei den Präsidentschaftswahlen 2002 

erhielt deren Kandidat Olivier Besancenot 4,3 Prozent und 2007 immerhin 4,8 Prozent der 

Stimmen. 2009 ging die LCR in der Neugründung Nouveau Parti anticapitaliste (NPA) ("Neue 

antikapitalistische Partei") auf. Die ebenfalls trotzkistische Lutte ouvrière (LO)  ("Arbeiter-

kampf") entstand mit dieser Bezeichnung als Partei 1968. Ihre Kandidatin zu den Präsident-

schaftswahlen Arlette Laguiller erhielt 2002 5,7 und 2007 1,3 Prozent der Stimmen.  

In den Folgejahren war die Talfahrt der PCF kaum aufzuhalten. Zum Auftakt der Europa-

wahlen im Jahre 2009 unternahm sie einen Versuch, die linksextremen anti-

wirtschaftsliberalen Kräfte gegen die Unterzeichnung des „liberalen“ Vertrags von Lissabon 

zu bündeln und gründete gemeinsam mit der 2008 durch Abspaltung vom linken PS-Flügel 

gegründeten, vom deutschen Vorbild Die Linke inspirierten Parti de Gauche (PG) und der 

Gauche Unitaire (GU) die Koalition Front de Gauche (Front der Linken). Die Koalition wuchs 

bis 2012 mit dem Beitritt weiterer antikapitalistischer und ökosozialistischer, teilweise von 

marxistisch-leninistischer Haltung geprägter kleinerer Parteien und Gruppen, darunter die 

Gauche anticapitaliste (GA), die Parti Communiste des Ouvriers de France (PCOF) und Les 

Alternatifs. Bei den Europawahlen 2009 erzielte die Front de Gauche sechs Prozent der 

Stimmen. Bis 2016 hat das Bündnis Kampagnen und Demonstrationen gegen Präsident Hol-

landes Sparkurs, den transatlantischen Vertrag TTIP sowie den Europäischen Fiskalpakt or-

ganisiert.  

Bedeutungsverlust der PCF 

Heute spielt die PCF keine große Rolle mehr: Sie stellt 2017 noch elf von 577 Abgeordneten 

in der Nationalversammlung und einen EU-Abgeordneten als Mitglied der Fraktion Europäi-

sche Linke im EU-Parlament. Nach wie vor ist die PCF auf Allianzen angewiesen. So stellte 

sie auch im Vorfeld der Präsidentschaftswahlen 2017 keinen eigenen Kandidaten auf, son-

dern unterstützte Jean-Luc Mélenchon (Parti de Gauche) . Dass dieser mit 19,1 Prozent ein 

herausragendes Ergebnis erzielen konnte, war nicht der PCF, sondern Mélenchons besonde-

ren rhetorischen Fähigkeiten geschuldet. Auf dem politischen Spektrum der radikalen Linken 

sieht sich die PCF der Konkurrenz von Parteien wie der Lutte Ouvrière und der Nouveau Par-

ti anticapitaliste (NPA) ausgesetzt, ohne dass es ihr möglich ist, auf der Seite der gemäßig-

teren Linken der PS Stimmen abzuringen. Paradoxerweise wird ihr zudem ihre Rolle als Pro-
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testpartei vom rechtspopulistischen Front National abgenommen, der nach Meinung von 

Wahlforschern einen Teil seiner Anhänger aus den Kreisen ehemaliger Kommunisten 

schöpft, was jedoch von der PCF strikt bestritten wird.  

Trotz des Versuchs, sich ein postkommunistisches Profil zu verleihen, gelang es der Partei 

bis heute nicht, ihre Stellung im linken Parteienspektrum zu behaupten. Dies liegt nicht zu-

letzt an ihrer inneren Zersplitterung, die die PCF nach Zusammenbruch ihres wichtigsten 

Bezugspunktes, der Sowjetunion, nicht zu überwinden schaffte. Heute wird die Partei von 

drei wesentlichen Strömungen bestimmt: Die Anhänger der Linie von Marie-George Buffet 

(Buffistes) leiten die Partei und verteidigen das Prinzip einer Allianz mit der PS, aber auch 

mit diversen Globalisierungsgegnern und sozialen Bewegungen. Auch die Huistes (Linie von 

Robert Hue) wünschen sich eine Allianz mit der PS. Die Befürworter einer Erneuerung, Pat-

rick Braouezec und Roger Martelli verbunden, kritische Anhänger der Parteiführung unter 

Buffet, setzen sich für einen losen Zusammenschluss des PCF mit sozialen Bewegungen ein 

und für eine Öffnung der Listen der Partei für deren Anhänger. Die sogenannten orthodoxen 

Kommunisten machen nur noch eine Minderheit der Partei aus. 

PCF - eine Anti-System-Partei? 

In der Programmatik der PCF spielt damals wie heute die Konzeption des Klassenkampfs 

und des Gegensatzes zwischen Arbeiterbewegung und „Bourgeoisie“ eine große Rolle, je-

doch in einer abgeschwächten, weniger revolutionären Rhetorik. Weder der Marktwirtschaft 

noch der europäischen Integration ist die Partei gänzlich abgeneigt. Nach wie vor tritt die 

PCF als Globalisierungsgegner auf. Zwar zeigen sich die Kommunisten in der Einwande-

rungsfrage den republikanischen Prinzipien und einer am Geburtsort („droit du sol“) orien-

tierten Definition staatsbürgerlicher Zugehörigkeit ohne Ansehen von Herkunft und Hautfar-

be verpflichtet. Das Prinzip der Offenheit der Grenzen soll allerdings nicht in gleichem Maße 

für Kapital und Waren gelten.  

In Anbetracht ihres Verhaltens in Regierungskoalitionen kann die Partei heute ungeachtet 

aller revolutionären Rhetorik nur bedingt als Anti-System-Partei gelten. Auch wird sie - bei 

allen Vorbehalten – als weit weniger gefährlich und schädlich eingestuft als die rechtspopu-

listische Partei Front National (FN). Diese Differenzierung unterstellt eine stärkere System-

konformität der PCF und kann sich auf ein höheres Maß an gesellschaftlicher Akzeptanz, auf 

die größere Offenheit des Parteiapparates, die zurückhaltendere revolutionäre Rhetorik und 

die Einbindung in politische Bündnisse und Koalitionen der Linken stützen.  

Außerparlamentarische Linksextreme 

Die Parteien der extremen Linken erteilen der Anwendung von Gewalt als Mittel der Durch-

setzung politischer Ziele eine Absage. Jedoch gab es in Frankreich linksextremistisch moti-

vierten Terrorismus: Ähnlich wie die RAF in der Bundesrepublik Deutschland führte die 1979 

gegründete „Action directe“ einige Anschläge auf öffentliche Gebäude vom Entwicklungshil-

feministerium bis zu Polizeiwachen und Attentate auf Personen durch. Für eine kurze Zeit 

kam es auch zu einer Kooperation mit der deutschen RAF. 1987 gelang der Polizei die Ver-

haftung von führenden Aktivisten, womit deren Wirken beendet war. Später spielten links-

terroristische Gruppen nur noch in einigen französischen Regionen, auf Korsika und in über-

seeischen Gebieten eine Rolle. Auf dem französischen Festland galt dies für die Armée 

Révolutionnaire Bretonne (ARB), die in den 1990er Jahren in der Bretagne eine Reihe von 

Anschlägen auf Einrichtungen des französischen Staates verübte. Die in Spanien lange Zeit 

aktive ETA nutzte das französische Baskenland lange als logistische Basis und Ruheraum, 

blieb in Frankreich aber weitgehend inaktiv. Eine gewaltbereite linksautonome Szene, wie 

sie etwa beim G20-Gipfel in Hamburg im Juli 2017 zu beobachten war, spielt in Frankreich 

derzeit keine Rolle. Einzelne Sachbeschädigungen bzw. Anschläge auf technische Anlagen 
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werden der linksautonomen Szene zugerechnet. Ihr wird gegenwärtig aber keine größere 

Bedeutung beigemessen. 
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